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Im Jahr 2000 verabschiedeten 
die UNO-Mitgliedstaaten und 23 
internationale Organisationen 
die Millenniumserklärung, 
aus der die Millenniumsent-
wicklungsziele (Millennium 
Development Goals, MDGs) zur 
Bekämpfung von Armut und 
Hunger hervorgingen. Die MDGs 
Anstrengungen sind ein Erfolg. 
Allerdings wird die Umsetzung 
erschwert, weil die Entwick-
lungsländer und die Zivilgesell-
schaft bei der Erarbeitung der 
MDGs ungenügend einbezogen 
worden waren. Den MDGs soll 
angesichts der aktuellen globa-
len Herausforderungen 2015 eine 
noch umfassendere Entwick-
lungsagenda folgen.
Für die Post-2015-Agenda sind 
besonders drei Aspekte bemer-
kenswert: 1. Die Prioritäten der 
Weltbevölkerung werden durch 
die grösste Bevölkerungsum-
frage der Geschichte vollum-
fänglich einbezogen.
2. Neue Ziele müssen auf alle 
Länder anwendbar sein, also 
auch auf Industrieländer wie 
die Schweiz.
3. Sie sollen sich sowohl an den 
MDGs als auch am Rio-Welt-
gipfel 2012 orientieren und alle 
Dimensionen der nachhaltigen 
Entwicklung (Gesellschaft, 
Wirtschaft und Umwelt) inte-
grieren. Die Schweiz engagiert 
sich aktiv in der Ausgestaltung 
der globalen Post-2015-Agenda. 
Sie setzt sich auf multilateraler 
Ebene für einen breit abgestütz-
ten und transparenten Prozess 
ein. Ziel ist es, einen wirkungs-
vollen und handlungsorientier-
ten Referenzrahmen für globale 
nachhaltige Entwicklung zu 
schaffen. Dabei werden die inter-
nationalen Organisationen eine 
Schlüsselrolle spielen, bei der 
späteren Umsetzung, aber auch 
schon bei der vorbereitenden 
Zusammenarbeit mit der Staa-
tengemeinschaft und der breiten 
Öffentlichkeit. Nur so können 
die globalen Anstrengungen zur 
Beseitigung extremer Armut 
und der Wandel zu nachhaltiger 
Entwicklung gelingen.
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der UNO-internen Arbeitsgruppe für 
Post-2015 stolz, dass es sich um die «bis-
her grössten Bemühungen der UNO 
handelt, die Bevölkerung auf der ganzen 
Welt zu fragen, in welcher Welt sie in 
den nächsten Jahren leben will». Dieses 
Gespräch hat sich zu nationalen Konsul-
tationen in fast 100 Ländern entwickelt, 
in 87 davon auf Initiative der UNO. Es 
umfasste auch die Ergebnisse der Mil-
lenniumsziele, die unter anderem die 
Basis der nächsten Agenda bilden sollen.

In einer Zeit, in der «mehr Menschen Zu-
gang zu Mobiltelefonen als zu Toiletten 
haben», wie Stanislav Saling gerne sagt, 
war es naheliegend, die neuen Kommu-
nikationsmittel zu nutzen. «Die Leute 
deuteten auf ihr Telefon und sagten: 
Wenn ihr meine Meinung wissen wollt, 
müsst ihr nur fragen!» Internet und so-
ziale Netzwerke wurden also einbezo-
gen, doch mit einer zu starken Konzen-
tration auf diese Medien wäre die UNO 
Gefahr gelaufen, die Ärmsten, für die die 
Agenda am wichtigsten ist, ausser Acht 
zu lassen. Die Befragung wurde daher 
auch in Form von Treffen vor Ort mit ver-
schiedenen Kreisen durchgeführt, «um 
so die Meinung der ganzen Bevölkerung 
einzuholen, einschliesslich der Grup-
pen, die in der Regel vergessen werden», 
erklärt Olav Kjørven.

Im Rahmen der Umfragen suchte man 
den Kontakt sowohl mit Armen in den 
Städten Vietnams, mit Kindergruppen 

GESCHICHTE Für die Vorbereitung 
der Nachfolgeagenda der Millenni-
umsentwicklungsziele ab 2015 hat 
die UNO die grösste Mobilisierung 
ihrer Geschichte in Gang gesetzt.

Als die UNO im Jahr 2000 die Millenni-
umsentwicklungsziele (MDGs) lancierte, 
hielt sie sich nicht lange mit umfangrei-
chen Konsultationen auf. Über die Ab-
sicht – Halbierung der extremen Armut 
bis 2015 – bestand schliesslich ziemlich 
Einigkeit, ebenso über die sieben weite-
ren ausgewählten Ziele. Für einen Teil 
der Akteure im Entwicklungsbereich 
war es der richtige Weg, der rasche Fort-
schritte ohne endloses Drumherumre-
den versprach. Andere hingegen emp-
fanden dieses Vorgehen als zu direktiv, 
als eine von oben aufgezwungene Aus-
wahl. Ausserdem boten die Wahl der 
Ziele und manche Formulierungen An-
lass zu Kritik. Ein partizipativeres Vor-
gehen hätte in den Augen dieser Kriti-
ker eine bessere Umsetzung der MDGs 
ermöglicht. Heute wird diese Ansicht 
– auch innerhalb der UNO – von breiten 
Kreisen geteilt.

Ein beispielloser Kraftakt der UNO
Einen breiten Konsens gibt es auch da-
rüber, dass an diese Millenniumsziele 
eine weitere Entwicklungsagenda an-
schliessen muss, damit die Anstren-
gungen der letzten 15 Jahre weiterge-
führt und ausgedehnt werden können. 
Doch diesmal hat die UNO einen ganz 
anderen Weg gewählt. Sie hat eine welt-
weite Befragung gestartet, «die um-
fangreichste, die je von der UNO durch-
geführt wurde», versichert Stanislav 
Saling, der Kommunikationsfachmann 
im Post-2015-Stab innerhalb des UNO-
Entwicklungsprogramms (UNDP), das 
für das Sekretariat zuständig ist. Die 
Operation namens «Globale Konversa-
tion» liefert erste Ergebnisse (vgl. S. 3). In 
einem Video auf der Website der UNDP 
berichtet Olav Kjørven, der Assistent des 
UNO-Generalsekretärs und Kopräsident 

Ein neuartiger Prozess

Die UNO hört der Welt zu

Eine von der UNO organisierter Beratung auf einem Markt 
in Kigali, Ruanda, Mai 2013. Foto UNO.



2  Multilaterale Akzente  nr 10

in Moldova als auch mit der afrika-
nisch-stämmigen Bevölkerung in Bra-
silien. «In Ruanda zum Beispiel gin-
gen Teams in einen Busbahnhof, um 
dort die Meinung der Reisenden einzu-
holen», erzählt Stanislav Saling. Auf 
der Website «worldwewant2015.org» 
finden sich alle Informationen und die 
verfügbaren Berichte. Es gibt dort auch 
einen Diskussionsbereich.

Ein multilateraler Prozess
Gleichzeitig waren von der UNO-Ent-
wicklungsgruppe, in der alle im Ent-
wicklungsbereich tätigen Programme 
und Agenturen vertreten sind, elf The-
men vorgeschlagen und zur Diskussion 
gestellt. Die Verantwortung für die Kon-
sultationen zu den einzelnen Themen 
übernahmen die UNO-Agenturen, un-
terstützt von einem oder mehreren Staa-
ten sowie von Expertinnen und Exper-
ten aller Fachrichtungen. Die Schweiz 
übernahm eine Führungsrolle in den 
Bereichen Wasser und Bevölkerungsdy-
namik, in denen sie über anerkanntes 
Fachwissen verfügt. Jede Konsultation – 
nach Thema und nach Land – mündete 
in einen Bericht, der online veröffent-
licht wurde und kommentiert werden 

konnte. Er wurde auch dem «Nervenzen-
trum» der ganzen Operation, dem Post-
2015-Stab des UNPD, zugestellt.

In Ergänzung dazu kann jeder und jede 
auf der Website «myworld2015.org» on-
line abstimmen, welche der 16 vorge-
schlagenen Themen die sechs wichtigs-
ten sind, oder noch neue anfügen. Die 
Ergebnisse werden interaktiv darge-
stellt, nach Thema, Land und Merkmale 
der Abstimmenden aufgeschlüsselt.

Die Daten und Auswertungen der Befra-
gungen werden bis zur nächsten UNO-
Generalversammlung im September 
(und darüber hinaus) online verfügbar 
sein. Das ist «eine zusätzliche Quelle, 
die jedermann einsehen und mit den 
Stellungnahmen der Mitgliedstaaten 
vergleichen kann», erklärt Stanislav Sa-
ling. Natürlich muss man sich dafür 
in die umfangreichen Staatenberichte 
vertiefen. Immerhin wird «bei den Ver-
handlungen über ein so wichtiges Ge-
schäft wie die künftige Entwicklungs-
agenda zum ersten Mal in der Geschichte 
die Stimme der Völker vorhanden sein», 
fügt er bei. Zu hoffen bleibt, wie Peter 
Niggli von der Alliance Sud betont, dass 

diese Konsultationen, die er begrüsst, 
nicht eine Alibiübung bleiben. Unter-
stützt wird der Prozess quer durch alle 
UNO-Organisationen seit Januar 2012 
von einer Arbeitsgruppe (Task Team) aus 
Vertreterinnen und Vertretern von rund 
fünfzig UNO-Abteilungen und internati-
onalen Organisationen.

Schliesslich hat die Flut an Abstim-
mungen, Berichten und Befragungen 
auch Stoff geliefert für die Arbeit des 
hochrangigen Ausschusses, bestehend 
aus 27 «wichtigen Persönlichkeiten» aus 
Politik und Wissenschaft, die von Ban 
Ki-moon im Juli 2012 ernannt wurden. 
Der Ausschuss unter der Leitung der 
Präsidenten von Indonesien und Liberia 
sowie des britischen Premierministers 
war ein vermittelndes und beratendes 
Gremium für den Generalsekretär. Am 
30. Mai 2013 hat er seine Zusammenfas-
sung veröffentlicht. Gemäss Stanislav 
Saling ist es der bisher wichtigste in-
tellektuelle Beitrag zur Post-2015-Dis-
kussion. «Alles was folgt, wird an die-
sem Text gemessen werden.» Er bildet 
die Grundlage für den Bericht Ban Ki-
moons an die UNO Generalversamm-
lung im kommenden September. 

Die Schweiz beteiligt sich aktiv 
an der Ausarbeitung der Ziele für 
eine nachhaltige Entwicklung 
(im Nachgang zu Rio+20) und die 
Nachfolge der MDGs (UNO Post-
2015 Entwicklungsagenda), die 
nach 2015 umgesetzt werden sol-
len. Der Bundesrat hat im Juni 
2013 ein Papier verabschiedet, das 
seine aktuelle Position zusam-
menfasst. Es bewegt sich u. a. im 
Rahmen seiner Strategie Nachhal-
tige Entwicklung 2012–2015, sei-
ner aussenpolitischen Strategie 
2012–2015 und der Botschaft über 
die internationale Zusammenar-
beit der Schweiz 2013–2016. Zudem 
bezieht es die Errungenschaften 
der letzten Jahre auf multilatera-
ler Ebene mit ein, von der Agenda 
21 über die Frauenkonferenz in Bei-
jing und Klimafragen bis zu den 
Lehren aus den Millenniumszie-
len. Das Dokument umfasst auch 
die Zwischenergebnisse der in der 
Schweiz durchgeführten Konsul-
tationen. Die Schweiz ist der Auf-
fassung, dass die künftige Agenda 

anderem) allgemein anwendbar 
sein, dabei aber die Unterschiede 
zwischen und in den Ländern re-
spektieren; sie sollen messbar, 
handlungsorientiert, aus unter-
schiedlichen Quellen finanziert 
sein, über die nötigen Mittel zu 
Umsetzung verfügen. Insgesamt 
stimmen diese Positionen mit 
denjenigen der UNO-Entwick-
lungsgruppe und des von Ban Ki-
moon ernannten hochrangigen 
Panels (siehe Artikel S. 3) überein.

«Wir werden uns hauptsächlich 
für konkrete Ziele in den Berei-
chen Wasser, Gesundheit, Gleich-
stellung der Geschlechter sowie 
Frieden und Sicherheit einsetzen. 
Im Übrigen verstärkt die Schweiz 
ihre Bemühungen um Einbezug 
der Themen nachhaltiger Kon-
sum und nachhaltige Produktion, 
Verminderung von Katastrophen-
risiken sowie die globalen sozia-
len und wirtschaftlichen Vorteile 
der Migration. Es sind Themen, 
die aus unserer Sicht bisher nicht 
genügend berücksichtigt worden 
sind und in denen die Schweiz sich 
speziell profiliert hat.» 

auf fünf Grundsätzen aufbauen 
muss:
–	 Menschenrechte: alle Rechte 

sind universell, unteilbar und 
interdependent

–	 Planetare Grenzen: die nach-
haltige Entwicklung muss die 
Kapazitäten der Ökosysteme 
respektieren

–	 Soziale Integration und Gerech-
tigkeit: die strukturellen Ursa-
chen der Ungleichheit müssen 
angegangen werden

–	 Universalität: Gemeinsame Ver-
antwortung aller Länder

–	 Politikkohärenz für Nachhaltige 
Entwicklung

«Die Schweiz setzt sich für die 
Zusammenführung der Agenda 
für eine nachhaltige Entwick-
lung und derjenigen zur Bekämp-
fung der Armut zu einer einzigen 
Agenda ein», erklärt Botschaf-
ter Michael Gerber, der Schwei-
zer Sonderbeauftragte für glo-
bale nachhaltige Entwicklung 
Post-2015. Diese Ziele sollen (unter 

Die Schweiz bezieht Stellung

http://www.post2015.ch
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Der Inhalt der Post-2015-Agenda

Der lange Weg zur Konvergenz
PERSPEKTIVEN Der auf Wunsch von 
Ban Ki-moon eingesetzte hochran-
gige Ausschuss hat die nächste Ent-
wicklungsagenda der UNO skizziert. 
Nun muss diese Agenda noch mit 
dem Rio+20-Prozess abgestimmt 
werden, der bis Ende 2014 die Ziele 
für eine nachhaltige Entwicklung 
festlegen wird.

Wer eine Momentaufnahme der An-
liegen der Weltbevölkerung bezüglich 
Entwicklung möchte, kann sich ein-
fach die Umfrage der UNO auf «my-
world2015.org» anschauen. Eine gute 
Ausbildung, bessere medizinische 
Versorgung und eine offene und ehrli-
che Regierung stehen fast überall an 
der Spitze, gefolgt von Beschäftigung 
und Zugang zu Wasser/sanitären 
Einrichtungen.

Jeder und jede kann hier online aus 
sechzehn Vorschlägen sechs ihm/ihr 
wichtige Themen auswählen. Rund 
816 000 Personen (am 20. August 2013) 
aus 194 Ländern haben dies bereits 
getan. Bemerkenswert ist, dass sich 
das Thema Kampf der Klimaerwär-
mung – für die UNO und zahlreiche 
Regierungen eine der Prioritäten im 
Zusammenhang mit nachhaltiger 
Entwicklung – auf einem der hinters-
ten Ränge findet, zweifellos weil es zu 
weit weg ist vom Alltag der Leute.

Die Umfrage ist Teil eines grösseren 
Unterfangens namens globale Konver-
sation (siehe Artikel S. 1). Sie umfasst 
Diskussionen über die elf von der UNO-
Entwicklungsgruppe vorgeschlagenen 
Themen 1. Die UNO will auf der gan-
zen Welt aufmerksam zuhören und all 
diese Stimmen sammeln, um daraus 
die Richtung für die globale Entwick-
lungsagenda nach 2015 abzuleiten, 
oder anders gesagt: ausgehend vom 
weltweiten Stimmengewirr eine les-
bare Partitur zu schreiben.

Diese breite Befragung findet in 
einem vorgezeichneten Rahmen 
statt. Denn die Post-2015-Agenda ba-
siert auf den Errungenschaften und 
Erfahrungen der Millenniumsent-
wicklungsziele (MDGs) von 2000 und 
auf der Entwicklung der Welt seither. 
Mit den MDGs wurden acht Bereiche 

bestimmt, in denen grundsätzlich 
messbare Fortschritte erzielt werden 
müssen. Seither haben Wirtschafts- 
und Finanzkrise, soziale Instabilität, 
zunehmende Ungleichheiten, Aus-
wirkungen der Klimaveränderung die 
Lage verändert.

Im Juni 2012 empfahl die Arbeitsgruppe 
der UNO-Entwicklungsagenturen und 
– programme (UN System Task Team), 
einen ganzheitlicheren Ansatz für die 
neue Agenda zu wählen, der die Um-
welt- und die wirtschaftliche Dimen-
sion stärker einbezieht und der Frieden 
und Sicherheit, zwei Begriffe, die in 
den MDGs nicht vorkamen, mehr Ge-
wicht gibt. Die Arbeitsgruppe betonte 
auch die Notwendigkeit einer globa-
len Kohärenz der Agenda, um eine iso-
lierte Behandlung der einzelnen Ziele 
(Siloeffekt) zu vermeiden und gleich-
zeitig Spielraum zu lassen für nati-
onale Massnahmen und Anpassun-
gen an die lokalen Bedingungen. Ein 
weiterer Vorschlag war, dass die neue 
Agenda sowohl Entwicklungs- und 
Schwellenländer als auch Industrielän-
der einschliessen muss. Dieses Doku-
ment wurde von zahlreichen Berichten 
der verschiedenen entwicklungspoliti-
schen Akteure ergänzt.

Obwohl verlässliche Daten kaum er-
hältlich sind, geht man davon aus, 
dass eines der Hauptziele der MDGs, 
die Halbierung der extremen Armut 
(darunter fallen Personen mit weniger 
als 1.25 US-Dollar Einkommen pro Tag), 
erreicht wurde. Die neue Agenda sollte 

Bildung bleibt ein 
Schlüsselelement 
der nachhaltigen 
Entwicklung. Schule 
unter freiem Him-
mel für Kinder eines 
Armenviertels in 
Kingston, Jamaica.
Foto UNO/Milton Grant

ihre vollständige Beseitigung anstre-
ben. Sie sollte auch die Verpflichtun-
gen der Konferenz von Rio+20 für eine 
nachhaltige Entwicklung einschlie-
ssen. Die zwischenstaatliche Arbeits-
gruppe, die sie aushandelt (die Open 
Working Group on Sustainable Deve-
lopment Goals SDGs), hat ihre Arbeit 
Anfang 2013 aufgenommen.

Die Konsultationen finden Gehör
Zum ersten Mal also hat die UNO mit 
einer weltweiten Konsultation bei 
den Durchschnittsbürgerinnen und 
-bürgern und bei Basisorganisationen 
die Temperatur gemessen. Die Ergeb-
nisse dieser zahlreichen Treffen sind 
auf http://data.worldwewant2015.org 
einsehbar. Diese Stimmen wurden 
unter anderem im Hinblick auf den 
Schlussbericht des hochrangigen bera-
tenden Ausschusses (High-Level Panel 
of Eminent Persons), den Ban Ki-moon 
eingesetzt hat, eingeholt. Eine Aus-
wertung dieser Daten wird an der 
nächsten UNO-Generalversammlung 
im September präsentiert. «Das Echo 
war überwältigend, und damit diese 
Informationssammlung Sinn macht, 
müssen wir zeigen, dass sie von den 
Verantwortlichen für die zukünftige 
Entwicklungsagenda aufgenommen 
wird», betont Stanislav Saling, Kom-
munikationsspezialist beim Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNDP).

1 Ungleichheit, Gesundheit, Ernährung und Lebensmittelsicher-
heit, Energie, Regierungsführung, Bildung, Konflikt und Fra-
gilität, Wasser, Wachstum und Beschäftigung, ökologische 
Nachhaltigkeit, Bevölkerungsdynamik.

http://www.un.org/fr/development/desa/area-of-work/post2015.shtml
http://sustainabledevelopment.un.org/index.php?menu=1549
http://sustainabledevelopment.un.org/index.php?menu=1549
http://data.worldwewant2015.org
http://www.post2015hlp.org/the-report/
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Der Bericht wurde weltweit gut aufge-
nommen und seine Vorschläge wurden 
von allen Seiten mehr oder weniger be-
grüsst. Das World Ressource Institute, 
ein wichtiger, von Unternehmen, Stif-
tungen und Staaten (etwa der Schweiz) 
finanzierter Think Tank, bezeichnete 
ihn als bahnbrechendes Dokument, 
das die Nachhaltigkeit in den Mittel-
punkt stellt. InterAction, ein Zusam-
menschluss von 180 amerikanischen 
NGOs, lobt die umfassende Sichtweise. 
Save the Children meint, er beschreibe 
genau, was es braucht, um die extreme 
Armut in einer Generation zu beseiti-
gen, und fügt an, das sei zu schön, um 
wahr zu sein! Auch mehr oder weniger 
harte Kritik wurde laut. In einem Blog 
der Weltbank greift Adam Wagstaff, 
der Forschungsdirektor der Abteilung 
Menschliche Entwicklung und öffent-
liche Dienstleistungen der Bank, das 
aus seiner Sicht sehr vernachlässigte 
Gesundheitskapitel heftig an. Für Am-
nesty International fehlen die Allge-
meingültigkeit der Menschenrechte 
und die staatlichen Verpflichtungen. 
Auf einem Blog der Amsterdamer Ex-
pertenplattform The Brokers, die teil-
weise vom holländischen Aussenmi-
nisterium finanziert wird, konstatiert 
die Forscherin Shirin Rai viel Rhetorik 
und wenig Instrumente zu ihrer Um-
setzung. In der Schweiz bedauert Alli-
ance Sud, dass der Bericht «weder den 
notwendigen Strukturwandel noch die 
Verantwortung der multinationalen 
Unternehmen anspricht.»

Zerstörerische Ungleichheit
Doch die wichtigste Lücke betrifft die 
Einkommensunterschiede. Der Bericht 
überlässt diese Frage geschickt den 
Staaten. Allerdings nehmen heute, wo 
der Graben zwischen Arm und Reich 
immer grösser wird, die Alarmzei-
chen zu. In einem Forum bemerkten 
2011 zwei Forscher des IWF, es sei ein 

Der hochrangige Ausschuss, bestehend 
aus 27 von Ban Ki-moon ernannten pro-
minenten Persönlichkeiten, hat seinen 
Schlussbericht am 30. Mai 2013 veröf-
fentlicht. Das mit Spannung erwartete 
Dokument ist ein erster Schritt zur Kon-
solidierung der Positionen. Es widerspie-
gelt die Diskussionen mit allen Kreisen 
sowie «die Ansichten und Empfehlun-
gen von über 5000 zivilgesellschaftli-
chen Organisationen aus 120 Ländern, 
von der Basisorganisation bis zur welt-
weiten Allianz, sowie die Gespräche mit 
rund 250 Unternehmen in dreissig Län-
dern und mit Akademikerinnen und 
Akademikern aus entwickelten und Ent-
wicklungsländern», heisst es dort.

Zwischen Lob und Kritik
Der Bericht gibt einen Überblick über 
die hauptsächlich diskutierten The-
men, betont aber die Notwendigkeit, 
sich auf wenige, klar definierte, um-
setzbare und zusammenhängende Pri-
oritäten zu beschränken. Er schlägt 
zwölf Prioritäten mit klaren Zielen vor. 
Darunter finden sich die bekannten 
Themen wie Armut oder Gleichstellung 
der Geschlechter; daneben tauchen 
neue Themen auf (gute Regierungsfüh-
rung, Umgang mit natürlichen Res-
sourcen, gute Ausbildung usw.).

Der Ausschuss nennt vor allem fünf 
grundlegende Leitlinien, die von der 
Vision zur Umsetzung führen sollen: 
niemanden im Stich lassen; die nach-
haltige Entwicklung ins Zentrum der 
Agenda stellen; die Wirtschaft um-
bauen, um Stellen zu schaffen und die 
Armut zu beseitigen; Frieden und effi-
ziente staatliche Institutionen schaf-
fen; und schliesslich eine neue welt-
weite Partnerschaft aufbauen, was laut 
dem Bericht die vielleicht wichtigste 
Veränderung der Post-2015-Agenda ist 
und sämtliche Gesellschaftssektoren 
einschliesst.

grosser Irrtum, Wachstum und Ein-
kommensverteilung getrennt zu analy-
sieren, denn die Ungleichheiten brem-
sen das Wachstum. Der Bericht des 
WEF Davos 2013 über die globalen Risi-
ken hält fest, dass gemäss seiner Um-
frage bei rund tausend Expertinnen 
und Experten erhebliche Einkommens-
unterschiede das wahrscheinlichste 
globale Risiko der nächsten zehn Jahre 
sind. Die Unterschiede wurden kürz-
lich von der Weltbank beziffert: Welt-
weit verfügen die 8 % Reichsten über 
50 % der Einkommen. Die englische 
NGO Oxfam bezeichnet diese Ungleich-
heit als zerstörerisch und verlangt 
sogar, dass eines der Post-2015-Ziele die 
Beseitigung des extremen Reichtums 
bis 2030 sein müsse.

«Jede Kritik ist willkommen», versi-
chert Stanislav Saling vom UNDP. «Der 
Bericht des hochrangigen Beratergre-
miums ist nicht Selbstzweck, und die 
Frage der Ungleichheiten wird noch 
aufgenommen werden.» Das Doku-
ment, das Ban Ki-moon als Grund-
lage dient für seinen Bericht, den er 
im September der UNO vorlegen wird, 
nimmt ausdrücklich Bezug auf die 
nachhaltige Entwicklung und die Ver-
pflichtungen von Rio+20, was begrüsst 
wurde.

Der Generalsekretär wird sich auf 
weitere Quellen stützen, so etwa den 
Bericht des UNO-Nachhaltigkeits-
netzwerks (Sustainable Development 
Solutions Network SDSN), in dem 
wissenschaftliche und technische 
Sachverständige aus zwölf Themen-
bereichen vertreten sind, den Global 
Compact Bericht, der die Zukunftsvi-
sion der Wirtschaft beisteuert, und den 
Bericht des UNPD über die ersten Er-
gebnisse der globalen Konsultationen.

Über die Ziele für eine nachhaltige Ent-
wicklung (SDGs) wird im Moment in 
einer offenen zwischenstaatlichen Ar-
beitsgruppe separat verhandelt, an der 
die Schweiz teilnimmt. Sie setzt sich 
ein für die Konvergenz von SDGs und 
der zukünftigen Entwicklungsagenda 
im Nachgang zu den MDGs, ausgehend 
von den Evaluationsergebnissen der 
Millenniumsziele, von Rio+20 und von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen. 
Zwischen 2014 und 2015 müssen die 
Ergebnisse der beiden Stränge zusam-
mengeführt werden, damit bis Ende 
2015 daraus die neue Entwicklungs-
agenda entstehen kann. 

mailto:marc%40mdvr.ch?subject=L%27Accent%20multilat%C3%A9ral
mailto:olivier.burki%40deza.admin.ch?subject=Multilaterale%20Akzente
mailto:gerolf.weigel%40deza.admin.ch?subject=Mulitlaterale%20Akzente
mailto:daniel.birchmeier%40seco.admin.ch?subject=Mulitlaterale%20Akzente
mailto:philippe.sas%40seco.admin.ch?subject=Multilaterale%20Akzente
http://www.post2015hlp.org/the-report/
http://unsdsn.org/2013/06/06/action-agenda-sustainable-development-report/
http://unsdsn.org/2013/06/06/action-agenda-sustainable-development-report/
http://www.unglobalcompact.org/docs/news_events/9.1_news_archives/2013_06_18/UNGC_Post2015_Report.pdf
http://www.unglobalcompact.org/docs/news_events/9.1_news_archives/2013_06_18/UNGC_Post2015_Report.pdf
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INTERVIEW  Amina J. Mohammed ist 
Sonderberaterin von UNO-Generalse-
kretär Ban Ki-moon für die Planung 
der Entwicklungsstrategie post-2015. 
Ihre Aufgabe ist es auch, die ver-
schiedenen Prozesse zur Vorberei-
tung der Agenda zu steuern und zu 
koordinieren.

Das Ziel einer Verminderung der extremen 
Armut um die Hälfte wurde 2010 erreicht. 
Massgeblich dazu beigetragen hat China, 
dank dessen Wachstum…
Genau!

Dieses Phänomen wird sich so nicht wieder-
holen. Was braucht es, um die andere Hälfte 
anzugehen und die extreme Armut ganz zu 
beseitigen?
China hat uns gezeigt, wie es geht, in 
einem vielleicht günstigeren Umfeld. 
Wir müssen schauen, wie wir in Af-
rika oder in Südostasien, wo wir diese 
extreme Armut haben, ein Umfeld 
schaffen können, das der Bevölkerung 
mehr Autonomie und einen Weg aus 
der Armut ermöglicht.

Wir werden das weiterführen, was 
gut funktioniert hat: Investitionen ins 
Humankapital, besseren Zugang zu 
den Ressourcen, die den Leuten mehr 
Selbstbestimmung ermöglichen, wie 
Bildung, Kredite, Beschäftigung, alles, 
was ihnen hilft, über die Schwelle der 
extremen Armut hinauszukommen.

Doch es braucht mehr Investitionen, 
auch mehr Partnerschaften, damit die 
Infrastruktur, die Technologien und 
das Knowhow sichergestellt werden 
können. Man wird auch die gesamte 
landwirtschaftliche Produktions-
kette im Auge behalten müssen und 
schauen, dass alle Glieder stark genug 
sind, damit sie nicht reisst.

Wie kann das umgesetzt werden?
Die Agenda hat keine rechtliche Ver-
bindlichkeit, aber sie muss überzeu-
gen. Wenn Sie aufzeigen können, dass 
sich die Lebensbedingungen der Leute 
verbessert haben, was viele Entwick-
lungsagenturen machen, auch die 
schweizerische, dann wirkt das als 
Ansporn. Heute gibt man ungeheure 

Summen für Konfliktprävention und 
-management aus. Die besten Erfolge 
erzielt man, indem man den Leuten 
die nötigen Mittel in die Hand gibt, 
um in Würde zu leben.

Mit den MDGs verfolgte man ziemlich 
ehrgeizige Ziele, doch für ein günsti-
ges Umfeld und die nötige Infrastruk-
tur zu ihrer Umsetzung hat man nicht 
gesorgt. Das war also nicht nachhal-
tig. Die Infrastruktur ist der Schlüssel 
zu einer guten Ausgangslage. Und nur 
schon mit dem Aufbau dieser Infra-
struktur werden Arbeitsplätze geschaf-
fen. Man muss die Jugendlichen an-
sprechen und sie optimal einbeziehen.

In der Umfrage «myworld2015.org» stehen 
die Anliegen Bildung, Gesundheit und bessere 
Regierungen klar an der Spitze. Die Klima-
veränderung, die der UNO besonders Sorgen 
macht, kommt erst weit hinten. Wie gehen 
Sie mit diesen sehr unterschiedlichen Erwar-
tungshaltungen um?
Bildung gilt als Brücke zur Überwin-
dung von Armut. Sie ist also ein wich-
tiges Anliegen. Was die Regierungen 
anbelangt, so wird in vielen Ländern 
jeglicher Ausstieg aus der Armut durch 
Machtmissbrauch und fehlenden Zu-
gang zur Justiz verhindert.

Die Frage der Klimaveränderung ist oft 
weit entfernd von der unmittelbaren 
Realität der Menschen vor Ort. Und das 
Wissen darüber ist nicht immer vor-
handen. Doch die Leute spüren, dass 
etwas passiert und dass es sie betrifft. 
Man muss die Bedeutung des Umwelt-
schutzes, ohne den die Armut noch ver-
heerender würde, erklären.

Die Post-2015-Agenda und die Rio+20-Ver-
einbarung über die nachhaltige Entwicklung 
sollen in einer einzigen Entwicklungsagenda 
zusammengeführt und der UNO-Vollver-
sammlung 2014 vorgelegt werden. Wie kann 
man diese zwei Prozesse zusammenbringen?
Die UNO hat kein separates Proze-
dere. Sie unterstützt alle Schritte der 
Mitgliedstaaten, sowohl in Richtung 
Rio+20 als auch der Millenniumsziele. 
Die Mitgliedstaaten haben klar gesagt, 
sie wollten einen weltweiten Prozess, 
in den sie sich einbringen können. 

Amina J. Mohammed, Sonderberaterin von 
Ban Ki-moon für die Post-2015-Agenda: Man 
muss den Menschen die nötigen Mittel geben, 
damit sie in Würde leben können. Foto UNO

Entwicklungsziele

«Die Beseitigung der extremen Armut bis 2030 bleibt 
auch weiterhin ganz oben auf der Agenda»

Nicht wie bei den MDGs, die von der 
UNO vorgegeben wurden. Es geht also 
um diesen Übergang von einer im We-
sentlichen sozialen Agenda zu einem 
Projekt, das die drei Dimensionen So-
ziales, Wirtschaft und Umwelt um-
fasst. Ein integrierter und kohärenter 
Prozess.

Spannungen könnte es geben, weil 
manche Länder fürchten, wir würden 
die Frage der Armut weglassen. Doch 
die gänzliche Beseitigung der grossen 
Armut bis 2030 bleibt ganz oben auf 
der Agenda.

Wird die Konsensfindung nicht viel schwie-
riger, wenn die neuen Ziele nicht vorgegeben 
werden?
Das wird effektiv schwierig. Was 
dabei hilft, ist die breite Konsulta-
tion, die der Generalsekretär gestar-
tet hat, um zu erfahren, was die Leute 
wollen: die nationalen, regionalen 
und thematischen Konsultationen, 
die «Myworld»-Umfrage, aber auch die 
Arbeit der Gruppe hochrangiger Per-
sönlichkeiten, die ihren Bericht eben 
vorgestellt hat. Das macht alles kom-
plexer, und es besteht die Gefahr, dass 
es in einem riesigen Stimmengewirr 
endet. Doch die Erwartung, dass das 

http://www.myworld2015.org/?page=results&lang=en
http://www.un.org/millenniumgoals/beyond2015-overview.shtml
http://www.post2015hlp.org/the-report/
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Ganze in eine Liste klarer und priori-
tärer Ziele mündet, ist gross.

Was ist mit Afrika? Ist es zu weit weg?
Afrika steht vor viel mehr Herausforde-
rungen als andere Länder oder Konti-
nente: wegen dem Ausmass von Kon-
flikten und Armut, den Auswirkungen 
des Klimawandels und Problemen bei 
der Regierungsführung. Doch es lei-
det auch darunter, dass seine Partner 
ihre Versprechen nicht einhalten. Die 
Verpflichtung lautete, die öffentliche 
Entwicklungshilfe auf 0,7 % des BIP zu 
erhöhen: Das ist in einigen Ländern ge-
schehen, in andern nicht [die Schweiz 
ist bei 0,45 % und strebt bis 2015 0,5 % 
an]. Heute beobachtet man sogar eine 
Reduktion der Beiträge. Afrika befin-
det sich in einer Wachstumsphase, 
die in verschiedenen Ländern sehr 

ausgeprägt ist. Doch gerade da stellt 
sich die Frage der Ungleichheit: Wir 
können nicht einfach weiter wachsen 
und gleichzeitig so viele Menschen im 
Stich lassen.

Die Frage der grossen Einkommens- und 
Vermögensunterschiede wird also in die 
neuen Ziele aufgenommen?
Ja. Das ist interessant, denn es ist 
ein Problem, das auf der ganzen Welt 
zunimmt. In den Entwicklungslän-
dern wird es stärker wahrgenommen, 
doch die Ungleichheit nimmt überall 
zu und sorgt für Unruhe. Das ist sehr 
bedenklich.

Sind die Unternehmen bereits in den Prozess 
einbezogen?
Ja, das sind sie, doch es ist noch ziem-
lich neu für sie. Bei ihnen geht es 

darum, Nachhaltigkeit und gesell-
schaftliche Verantwortung zu för-
dern, damit sich die Wirtschaft an der 
Suche nach Lösungen für die Probleme 
der Globalisierung beteiligt.

Vergessen wir unsere Parlamentari-
erinnen und Parlamentarier nicht. 
Viele haben bei den Konsultationen 
der UNO mitgemacht, sowohl im Nor-
den wie im Süden.

Ihre Aufgabe beschränkt sich nicht 
aufs Paraphieren von Abkommen. An 
ihnen ist es auch, die Demokratie zu 
stärken, die Regierungen zu überwa-
chen, den Zugang zur Justiz zu garan-
tieren. Und «last but not least» ent-
scheiden sie über Budgets und prüfen, 
ob das Geld richtig verteilt und einge-
setzt wird. 

Inzwischen lebt die Hälfte der Welt-
bevölkerung in Städten, aber die 
Mehrheit der ärmsten Bevölkerung 
lebt in ländlichen Gebieten. Daher 
läge es nahe, die Armut vor allem 
dort zu bekämpfen. Allerdings wird 
der in den Entwicklungsländern 
bis 2030 erwartete Zuwachs von fast 
anderthalb Milliarden Menschen 
gemäss Berechnungen zu 96 % in 
städtischen Gebieten erfolgen. 
Damit wird auch die nachhaltige 
Stadtentwicklung zu einem vor-
dringlichen Thema. Der IWF und 
die Weltbank haben ihren «Glo-
bal Monitoring Report» 2013 dieser 
Frage gewidmet, und die Schweiz 
verlangt, dass das Thema in die 
Ziele der Post-2015-Agenda der UNO 
aufgenommen wird.

Die Botschaft des Bundesrats über 
die internationale Zusammen-
arbeit 2013-2016 legt besonderes 
Gewicht auf die integrierte Inf-
rastrukturentwicklung von mittel-
grossen Städten in Entwicklungs-
ländern. Diese sollen in ihrer Rolle 
als Wachstumspole unterstützt 
und ihre Attraktivität soll gestei-
gert werden. Für das SECO verfü-
gen Städte wegen ihrer Bedeutung 
für das Wirtschaftswachstum über 

aus einem Kontinuum zwischen 
Stadt und Land, das als Ganzes in 
den Blick genommen werden muss.

Die Weltbank mit ihrer «Urbani-
zation Partnership», die Intera-
merikanische Entwicklungsbank 
mit ihrer «Emerging Sustainable 
Cities Initative» und die Asiati-
sche Entwicklungsbank mit ihrer 
«Cities Development Initiative 
for Asia» sind neben den zahlrei-
chen regionalen Akteuren bestens 
geeignete multilaterale Partner. 
Das SECO hat bereits vier von der 
Weltbank durchgeführte Län-
deranalysen (Georgien, Ghana, 
Indonesien, Kolumbien) finan-
ziert. Anfang Sommer 2013 hat es 
einen neuen Vertrag mit der Welt-
bank zur Ausweitung dieser Arbeit 
unterzeichnet.

Unter dem Slogan «planen, vernet-
zen, finanzieren» untersuchen die 
«Länderanalysen» der Weltbank zu-
nächst das Städtesystem, ihre Be-
ziehungen, ihre wirtschaftlichen 
Stärken, ihre Verbindungen un-
tereinander usw. Danach werden 
die Städte selbst im Hinblick auf 
Verkehr, Bevölkerung, künftiges 
Wachstum usw. unter die Lupe ge-
nommen. All diese Informationen 
sollen den Behörden helfen, ihre 
Städte besser kennenzulernen und 
deren Entwicklung auf möglichst 
nachhaltige Art anzugehen. 

ein riesiges Wohlstandspotenzial. 
Allerdings ist auch ihr ökologischer 
Fussabdruck sehr gross. Obwohl 
sie nur 3 % der Erdoberfläche bede-
cken, verbrauchen sie drei Viertel 
aller Ressourcen weltweit und sto-
ssen 70 % der globalen Kohlendioxi-
demissionen aus. Zudem gibt es in 
den Städten enorme Einkommens-
unterschiede. Anderseits stellt 
man auch fest, dass die Behörden 
nicht über ausreichend Informati-
onen über die Städte verfügen, was 
deren Verwaltung erschwert.

«Die neue Agenda für eine nach-
haltige Entwicklung kann sich 
dieser Feststellung nicht verschlie-
ssen», versichert Botschafter Mi-
chael Gerber, Schweizer Sonderbe-
auftragter für globale nachhaltige 
Entwicklung post-2015.

Die Abteilung Infrastrukturfi-
nanzierung des SECO will sich bei 
Stadtentwicklungsthemen einbrin-
gen und hat multilaterale Partner-
schaften in diesem Bereich auf-
gebaut, mit denen sie bei einer 
ganzen Palette von Projekten unter-
schiedlicher Art und Grösse mitma-
chen kann. Tatsächlich bestehen 
städtische Gebiete je länger je mehr 

Zukunftsforschung

Die Städte unter der Lupe


